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Kapitel VII der Satzung gegen Südafrika zu ergreifen. “12
Im Hinblick auf das veränderte internationale Kräftever­

hältnis sahen sich die imperialistischen Staaten jedoch 1977 
— erstmals in der Geschichte der Vereinten Nationen! — 
nicht mehr in der Lage, die Anwendung von Maßnahmen 
gemäß Kapitel VII der UN-Charta gegen einen Mitgliedstaat 
zu verhindern: Südafrika wurde wegen der fortgesetzten 
Praktizierung der Apartheid und der daraus entspringenden 
Aggressionsakte eine nichtmilitärische Zwangsmaßnahme 
auferlegt. Rechtsverbindlich wurde durch Resolution 418 vom
4. November 1977 allen Staaten untersagt, Waffen an Süd­
afrika zu liefern: „Dieser Beschluß des Sicherheitsrates, er­
gänzt durch ein weiteres Dokument über die Einführung 
eines entsprechenden Kontrollmechanismus zur Einhaltung 
des Waffenembargos, ist ein bedeutender Erfolg im Kampf 
um die internationale Isolierung des Rassistenregimes. Die 
imperialistischen Staaten, die Sanktionen gegen Südafrika 
jahrelang durch ihr Veto verhindert hatten, erlitten eine Nie­
derlage.“12 13

Es bleibt zu resümieren, daß der UN-Sicherheitsrat — 
als das zuständige internationale Organ für die Feststellung 
von Friedensbedrohungen — die Praktizierung von Rassen­
diskriminierung als Friedensbedrohung ansah und deshalb 
entsprechende Maßnahmen einleitete. . -

Allgemeine Anerkennung
des Verbots der Rassendiskriminierung
durch die Staatengemeinschaft als Ganzes

Das Verbot der Rassendiskriminierung wurde durch die UN- 
Charta allgemein anerkannt und durch zahlreiche völker­
rechtliche Verträge zum Komplex der Menschenrechte be­
kräftigt.14 15 Kein Staat der Welt gesteht offen ein, daß er Ras­
sendiskriminierung betreibe, oder behauptet, ein Recht dazu 
zu haben.13

Die Frage nach der allgemeinen Anerkennung des Verbots 
der Rassendiskriminierung warf B. G r a e f r a t h  schon 
1956 auf: „Da insbesondere die Rassendiskriminierung in 
zahlreichen völkerrechtlichen Verträgen verurteilt worden 
ist, könnte man annehmen, daß die Charta das Diskriminie­
rungsverbot bereits als einen allgemeinen anerkannten 
Grundsatz aus dem Bereich der Menschenrechte behan­
delt. . ,“16 Offensichtlich aus den gleichen Erwägungen gingen 
sowjetische Völkerrechtler in den 70er Jahren weitgehend 
dazu über, das Rassismusverbot als Jus-cogens-Norm zu be­
zeichnen.17 Zur Begründung führt beispielsweise W. F. Gu­
bin an, daß es sich beim Rassismusverbot um ein Prinzip 
handle, weil die UN-Charta und die weitere Kodifizierung 
ihm eine Schlüsselstellung bei der Bewertung der Legalität 
aller menschenrechtlichen Normen verschafft haben.18 Diese 
einhellige Auffassung der sowjetischen Völkerrechtswissen­
schaft wird auch in der DDR geteilt. So meint H. K r ö g e r ,  
daß der Charakter des Rassismusverbots als „allgemeine Re­
gel“ des Völkerrechts heute wohl von niemand mehr ernst­
haft in Frage gestellt werden könne.19

In jüngster Zeit kann man auch in der internationalen 
Praxis verstärkt ausdrückliche Bezugnahmen feststellen. So 
sprachen auf der 37. UN-Vollversammlung sowohl der Ver­
treter der CSSR als auch der Griechenlands davon, daß nie­
mand den Jus-cogens-Charakter des Rassismusverbots be­
streiten könne.20 Als der Vertreter Großbritanniens im Ko­
mitee für die Beseitigung der Rassendiskriminierung (CERD) 
bezweifelte, daß der Antirassismuskampf eine Hauptaufgabe 
der UNO sei — was bei einer Jus-cogens-Norm zweifellos 
vorauszusetzen ist —, stieß er beim kuweitischen CERD-Mit- 
glied Sayegh auf heftigen Widerspruch.21

Einen gewissen Einfluß auf die Herausarbeitung dieser 
klaren Position in der internationalen Praxis hatte wohl 
auch die Tätigkeit des Internationalen Gerichtshofs, der im 
Barcelona Traction Fall (1970) festgestellt hatte, daß die 
„grundlegenden Menschenrechte einschließlich des Schutzes 
vor Sklaverei und Rassendiskriminierung“ zwingend ver­
bindlich für alle Staaten (erga omnes) seien.22 Noch deut­
licher wurde der Internationale Gerichtshof im Rechtsgut­
achten zur widerrechtlichen Anwesenheit Südafrikas in Na­
mibia, wo er die Apartheid als flagrante Verletzung der UN- 
Charta bezeichnete und damit deren Rechtswidrigkeit fest­
stellte.23

Höhere Qualität des Verbots der Rassendiskriminierung 
gegenüber anderen Normen des Völkerrechts

Die höhere Qualität des Verbots der Rassendiskriminierung 
gegenüber anderen Normen des Völkerrechts im Bereich der

Menschenrechte ergibt sich vor allem daraus, daß seine Ver­
letzung zu einer Friedensbedrohung werden kann. Gemein­
sam mit dem Selbstbestimmungsrecht der Völker kommt 
ihm deshalb eine Schlüsselstellung zu. Darauf weist auch 
W. A. K a r t a s c h k i n  hin, der unter den völkerrechtli­
chen Prinzipien, die den Menschenrechten zugrunde liegen, 
„das Selbstbestimmungsrecht, das Diskriminierungsverbot 
und die Gleichberechtigung von Mann und Frau“ hervor­
hebt.24 25

Wie die historische Entwicklung zeigt, war der Rassis­
mus auf das engste mit dem Kolonialismus verbunden. Folg­
lich war der Kampf gegen die eine Erscheinung der Ausbeu­
tung und Unterdrückung zugleich auch gegen die andere ge­
richtet. Da aber die Entkolonialisierung zu den herausra­
genden Zügen unserer Epoche gehört, mußte auch der Kampf 
gegen den Rassismus einen bedeutenden Platz einnehmen. 
Diese Tatsache widerspiegelt sich in der Praxis der UNO 
und anderer Weltorganisationen: „Unter den spezifischen 
menschenrechtlichen Problemen, zu deren Lösung die Ver­
einten Nationen weltweite Maßnahmen ergriffen haben, 
stand das allgemeine Problem der Diskriminierung an al­
lererster Stelle.a25 Die Konsequenz dieser Tätigkeit ist, daß 
sich von den 15 menschenrechtlichen Konventionen, die den 
Kern der UN-Menschenrechtskonzeption bilden, 10 direkt 
mit dem Diskriminierungsverbot befassen, während die an­
deren ein solches Verbot als Grundsatzbestimmung enthal­
ten.

Unzulässigkeit der Abweichung 
vom Verbot der Rassendiskriminierung

Das zentrale Merkmal von Jus-cogens-Normen ist, daß von 
ihnen nicht abgewichen werden darf (sog. Nichtderogier- 
barkeit). Solche Normen stehen nicht zur Disposition; viel­
mehr sind alle Staaten stets an sie gebunden. Sollten Staa­
ten entgegenstehende zwischenstaatliche Vereinbarungen 
treffen, so wären diese entsprechend Art. 103 der UN-Charta 
nichtig.

Die Nichtderogierbarkeit findet auch in den menschen­
rechtlichen Kodifikationen der UNO ihre Widerspiegelung; 
diese Konventionen lassen ebenfalls keine Abweichungen 
zu.

Grundsätzlich gibt es im Völkerrecht zwei legitime Mög­
lichkeiten, von international vereinbarten menschenrecht­
lichen Standards abzuweichen. Diese sind:
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